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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Katharina Schulze, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Verena Osgyan, Dr. Sepp Dürr, Jürgen Mis-
tol BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Opfer von Diskriminierung und rechtsextremer, 
rassistischer und antisemitischer Gewalt unter-
stützen II – Einrichtung einer Beratungsstelle für 
Opfer rechtsextremer, rassistischer und antisemi-
tischer Gewalt 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Einrichtung 
einer unabhängigen, professionellen und zivilgesell-
schaftlich getragenen Beratungsstelle für Opfer recht-
extremer, rassistischer und antisemitischer Gewalt zu 
unterstützen und die Beratungsstelle mit jährlich 
450.000 Euro auszustatten. 

Die Aufgaben der Opferberatungsstelle orientieren 
sich an den Empfehlungen der Arbeitsgruppe Quali-
tätsstandards der Beratungsstellen für Betroffene 
rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt.  

Sie umfassen insbesondere 

─ die niedrigschwellige, ganzheitliche, freiwillige, 
aufsuchende und auf Wunsch anonyme Beratung 
von Opfern rechtextremer, rassistischer und anti-
semitischer Gewalt bzw. von Angehörigen, Freun-
dinnen/Freunden und Zeuginnen/Zeugn; 

─ die Recherche und statistische Dokumentation 
von Vorfällen rechtsextremer, rassistischer und 
antisemitischer Gewalt; 

─ die Netzwerkpflege zu Communities von (potenzi-
ell) Betroffenen und die Netzwerkarbeit mit über-
regionalen Bündnissen, zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen, mit Politik und Verwaltung; 

─ die Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit. 

Um die Qualität der Arbeit der Beratungsstelle und 
deren Weiterentwicklung zu gewährleisten, werden 
ausreichend Mittel für bedarfsorientierte und praxis-
nahe Fortbildungen sowie für Supervision zur Verfü-
gung gestellt. 

Die Arbeit der Opferberatungsstelle ist so zu doku-
mentieren, dass daraus Handlungsziele für die Staats-
regierung, den Landtag und andere politische Institu-
tionen abgeleitet werden können. 

Einen ersten Bericht legt die Opferberatungsstelle 
dem Landtag bis September 2017 vor, danach ist dem 
Landtag jährlich zu berichten. 

 

 

Begründung: 

Rechtsextreme, rassistische und antisemitische Ge-
walt offenbart sich oftmals in physischer Form. Laut 
Auskunft des Staatsministeriums des Innern, für Bau 
und Verkehr wurden im Jahr 2013 66 rechtsextremis-
tische Gewalttaten mit insgesamt 104 Opfern polizei-
lich registriert. Aus anderen Bundesländern, die be-
reits über mit Landesmitteln geförderte, spezialisierte, 
zivilgesellschaftliche Opferberatungsstellen verfügen 
(z.B. Berlin und Brandenburg), ist zudem bekannt, 
dass eine große Diskrepanz zwischen den offiziell er-
fassten Zahlen und den durch die zivilgesellschaftli-
chen Opferberatungen registrierten Fällen besteht. 
Die Abweichung der Zahlen verweist auf ein vermut-
lich großes Dunkelfeld nicht angezeigter rechtsextre-
mer und rassistischer Straftaten. Viele Betroffene 
schrecken aus Angst vor Racheakten, aus rechtlicher 
Unsicherheit, aus Misstrauen gegenüber der Polizei 
(und staatlichen Institutionen insgesamt) vor Anzeigen 
zurück. Hinzu kommt, dass Rechtsextremisten oder 
islamfeindliche Extremisten in letzter Zeit verstärkt mit 
Mitteln wie Drohungen, Beleidigungen, „Hassmails“ 
oder dem Anprangern von politischen Gegnern unter 
Nennung von deren persönlichen Daten auf einschlä-
gigen Websites arbeiten. Diese Form der nicht-physi-
schen Gewaltausübung verläuft größtenteils nicht im 
justiziablen Bereich oder aber die Ermittlungen der 
Strafverfolgungsbehörden bleiben ohne Ergebnis. 
Diese Einschüchterungsversuche und Bedrohungen 
bleiben damit bislang häufig undokumentiert und die 
Opfer stehen in vielen Fällen ohne Hilfe da. 

Sowohl für Personen, die aus verschiedenen Gründen 
vor einer Anzeige zurückschrecken, als auch für die-
jenigen, die sich mit nicht-justiziablen Anfeindungen 
konfrontiert sehen, kann eine unabhängige, professi-
onelle und zivilgesellschaftlich getragene Opferbera-
tungsstelle wertvolle Hilfe leisten. Die Landeshaupt-
stadt München hat deshalb im vergangenen Jahr auf 
Initiative der Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 
– Rosa Liste fraktionsübergreifend die Einrichtung ei-
ner „Beratungsstelle für Opfer rechtsextremer und ras-
sistischer Gewalt“ in freier Trägerschaft beschlossen 
und diese mit jährlich 240.875 Euro ausgestattet. Die 
Landeshauptstadt folgt damit auch einer interfraktio-
nellen Schlussfolgerung des NSU-Untersuchungsaus-
schusses des Bundestags. In dessen Abschlussbe-
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richt heißt es im Teil „Gemeinsame Bewertungen – 
Schlussfolgerungen“: „In den vergangenen Jahren hat 
sich gezeigt, dass die professionelle Unterstützung 
von Betroffenen rechter, rassistischer und antisemiti-
scher Gewalt – wie sie durch die Opferberatungsstel-
len in freier Trägerschaft geleistet wird – unverzichtbar 
ist.“ Trotz dieser fraktionsübergreifend getroffenen 
Schlussfolgerung gibt es in Bayern – im Gegensatz zu 
anderen Bundesländern – bis heute keine ausrei-
chend aus Landesmitteln finanzierten professionali-
sierten, zivilgesellschaftlichen Opferberatungsprojek-
te. Die bei der Landeskoordinierungsstelle gegen 
Rechtsextremismus angesiedelte Beratungsstelle 
B.U.D. – Beratung, Unterstützung und Dokumentation 
für Opfer rechtsextremer Gewalt wird nahezu vollstän-
dig aus Bundesmitteln finanziert . Sie ist chronisch 
unterausgestattet und kann ihrer Aufgabe nicht in der 

erforderlichen Form nachkommen. Vor diesem Hin-
tergrund gilt es dem Vorbild der Landeshauptstadt 
München zu folgen und auch auf Landesebene Sorge 
zu tragen für eine unabhängige, professionelle, aus-
reichend ausgestattete und zivilgesellschaftlich getra-
gene Beratungsstelle für Opfer rechtextremer, rassis-
tischer und antisemitischer Gewalt. Diese kann an die 
bisherige Arbeit von B.U.D. anknüpfen. Der bisherige 
Verweis der Bayerischen Informationsstelle gegen 
Rechtsextremismus (BIGE) auf die Angebote der un-
terfinanzierten Opferberatung der Landeskoordinie-
rungsstelle Bayern gegen Rechtsextremismus und der 
Opferhilfestelle „Weißer Ring“, der spezielle Fach-
kompetenzen zum Thema Rechtsextremismus, Ras-
sismus und Antisemitismus größtenteils fehlen, wird 
den Anforderungen einer professionellen Opferbera-
tung nicht gerecht. 

 


